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Durch Standardabbau zu Entbürokratisierung und Ausgabenentlastung

Öffentliche Hand muss sich von Aufgaben trennen

Fatale Perspektive für Kommunalwahl 2004

Stuttgart. „Nur der Aufgabenabbau bringt Entlastung,“ so Gemeindetagspräsident Otwin Brucker, dessen Verband sich am Mittwoch in Bietigheim-Bissingen zur Mitgliederversammlung trifft. Das gelte nicht nur für die völlig aus dem Gleichgewicht geratenen kommunalen Haushalte, sondern für die öffentliche Hand insgesamt.

„Ohne einen gehörigen Aufgaben- und Personalabbau wird die für die Verwaltungsreform Baden-Württemberg geforderte Effizienzrendite von 20 %, 100 Millionen Euro in sieben Jahren, nicht erreicht werden. Ich hoffe deshalb, dass die mittlerweile eingerichtete Arbeitsgruppe ‚Aufgabenabbau’ viele der vorliegenden Vorschläge umsetzen kann,“ sagte Brucker.

Alle Aufgaben der öffentlichen Hand müssten auf den Prüfstand, verlangte der Gemeindetag. Sind sie noch notwendig? Ist ihr Umfang noch angemessen? Werden sie mit der gebotenen Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit erfüllt?

Die Kommunalhaushalte würden immer mehr von Pflichtausgaben bestimmt. Das zeige sich beispielhaft an den Ausgaben der kreisangehörigen Gemeinden als Schulträger, die von 912 Millionen Euro 1992 auf 1.218 Millionen Euro 2001, also um ein Drittel gestiegen seien. Die Entnahmen aus der kommunalen Finanzausgleichsmasse für Kindergärten sei von 260 Millionen Euro 1990 auf 790 Millionen Euro 2002 gestiegen, haben sich also verdreifacht. Hinzu komme die rapide steigende Belastung durch Kreis- und LWV-Umlagen, die wesentlich von Pflichtausgaben im sozialen Bereich bestimmt seien. So seien die Jugendhilfekosten seit 1992 um fast 60 Prozent gestiegen. Die Eingliederungshilfe für Behinderte habe sich in zehn Jahren verdoppelt.

Entsprechend gehe die Nettoinvestitionsrate der Kommunen seit 1999 immer weiter zurück. Die Baumaßnahmen der Städte und Gemeinden werden einer Umfrage des Gemeindetags zufolge von 2002 bis 2006 auf rund die Hälfte zurück gehen. „Die Gemeinden fallen als verlässlicher, konjunkturwirksamer Investor aus,“ stellte Brucker fest. „Der kommunalpolitische Entscheidungsspielraum schwindet zusehends. Eine fatale Perspektive für die Kommunalwahlen 2004,“ findet Brucker.

Ein Wust von Standards sei wesentliche Ursache der kostspieligen Bürokratie. Mit zahlreichen eigenen Vorschlägen unterstütze der Gemeindetag die Initiative von Ministerpräsident Teufel zum Bürokratieabbau. Vordringlich gehe es aber darum, neue Standards zu vermeiden. Vor allem müsse verhindert werden, dass den Gemeinden ständig neue Aufgaben und Standards ohne ausreichende und dauerhaft sichere Finanzierung aufgebürdet würden. „Ohne Zurückhaltung der Gesetzgeber auf allen Ebenen ist ein Bürokratieabbau nicht möglich,“ sagte Brucker.

Bürokratieabbau, so Brucker, entstehe erst, wenn gleichzeitig mit den überzogenen Standards die entsprechenden Personalstellen abgebaut werden. Vor allem bei den Ministerien, denn der Regelungswut der Fachressorts komme man nur mit personellen Einschränkungen bei. Den Personalabbau überlasse die geplante Verwaltungsreform überwiegend den Stadt- und Landkreisen. Ob der Aufgabenabbau und der Standardabbau so konsequent gelingen werde, dass in der unterstellten Größenordnung von 20 % Personal eingespart werden könne, sei bisher nicht belegt. „Dann wären die Gemeinden im Obligo für Verwaltungsaufgaben des Landes. Eine Abwälzung dieser Kosten auf die Kreisumlage kommt nicht in Frage,“ betonte Brucker.
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